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Calden weit
vom Soll
entfernt

CALDEN � Der angeschlagene
Regionalflughafen Kassel Air-
port erwartet im Gesamtjahr
2016 weniger Fluggäste als
im Vorjahr. „Wir verzeichnen
für Januar bis Oktober 53332
Passagiere“, sagte Flughafen-
Sprecherin Natascha Zem-
min. 2015 hatten 65000 Pas-
sagiere den Flughafen ge-
nutzt. Das war bereits nur ein
Zehntel der Zahl, die laut Pla-
nungen erreicht werden soll-
te. Von den ursprünglichen
Planungen ist der 2013 eröff-
nete Flughafen in Calden
weit entfernt: Die Zehnjah-
resprognose für das Jahr 2024
geht von 497 000 Passagieren
aus. Kleiner Lichtblick: Die
transportierte Luftfracht
konnte von 35 Tonnen im
Jahr 2015 auf 1506 Tonnen
im laufenden Jahr gesteigert
werden. Am Montag war in
Calden der vorerst letzte Feri-
enflieger von Germania ge-
landet. Im September hatte
die Fluggesellschaft ihren
Rückzug vom Kassel Airport
bekanntgegeben. Für nächs-
tes Jahr steht bislang nur fest,
dass zwischen Ende März und
Juli der Anbieter Aegan Airli-
nes anlässlich der Kunstaus-
stellung documenta von Kas-
sel nach Athen fliegt. Zudem
gibt es einige Gruppenflug-
reisen zu verschiedenen eu-
ropäischen Zielen und einige
Frachtflüge pro Woche. � dpa

Das Thema:

FLUGHÄFEN
IM UMBRUCH

Der Lufthansa-Chef poltert wie nie gegen den Frankfurter Flughafen und die Grünen verspotten, was ihr Verkehrsminister noch genehmigen soll: Der mit Discount-Gebühren
nach Frankfurt gelockte Billigflieger Ryanair polarisiert – und sorgt für teils heftige Reaktionen im Rhein-Main-Gebiet. � Foto: dpa

Stich in ein Wespennest
Ryanair landet in Lufthansa-Hochburg und sorgt damit für jede Menge Zündstoff

Von Peter Schulte-Holtey

OFFENBACH � Die Opposition
poltert, Bürgerinitiativen
sprechen von einer Verzweif-
lungstat und die Grünen
verspotten etwas, was der
Grünen-Verkehrsminister wohl
absegnen wird. In Rhein-Main
wird gestichelt; die Entschei-
dung, Ryanair mit Discount-
Gebühren zu locken, polarisiert.

Beispiellos dürften wohl die
Attacken von Lufthansa-Chef
Carsten Spohr auf den Flug-
hafen sein, an dem die Luft-
hansa größter Kunde und mit
8,4 Prozent beteiligt ist. Er
werde nicht mehr zahlen als
Ryanair, polterte er vor Jour-
nalisten. Dabei bekommt der
Chef der Kranichlinie bei sei-
ner Abneigung gegen die Fra-
port-Entscheidung ausge-
rechnet von denen jede Men-
ge Unterstützung, die nicht
unbedingt zur Lufthansa-Fan-
gemeinde gehören. Auch Bür-
gerinitiativen-Sprecherin In-
grid Wagner (Offenbach) ist
entrüstet. In einer Stellung-
nahme für die Bürgerinitiati-
ve Luftverkehr (BIL) Offen-
bach und das Bündnis der
Bürgerinitiativen (BBI) warnt
sie vor zusätzlichem Flug-
lärm. Dass Billigkonzept gehe
doch nur auf, wenn Billigflü-
ge in den Tagesrandstunden,
also früh am Morgen und

spät am Abend liegen. Wag-
ner: „Dies würde dem Ansin-
nen widersprechen, dass der
fluglärmgeplagte Anwohner
zu diesen Zeiten eigentlich
entlastet werden sollte.“

Sauer ist auch der Umwelt-
pfarrer der hessen-nass-
sauischen Landeskirche, Hu-
bert Meisinger. Nach Anga-
ben des Evangelischen Pres-
sedienstes wirft er Fraport
vor, die Entscheidung konter-
kariere alle Bemühungen um
mehr Lärmschutz in der Regi-
on. Statt die Lärmbelastung
im Rhein-Main-Gebiet zu be-
grenzen, trete der Frankfur-
ter Flughafen nun in Konkur-
renz zu Hahn. Meisinger äu-
ßerte die Befürchtung, Fra-
port wolle mit Rabatten auf
die Flughafenentgelte weite-
re Billigflieger nach Frank-
furt locken. Diese Firmenpo-
litik ignoriere die „ökologi-
schen und sozialen Grenzen“
der Rhein-Main-Region und
stehe im Widerspruch zu den
Vereinbarungen aus dem Me-
diationsverfahren, das dem
Bau der umstrittenen Nord-
west-Landebahn vorangegan-
gen war.

Die Bürgerinitiative Luftver-
kehr sieht Fraport gar in die
Enge getrieben: „Dieser
Schritt zeigt, wie verzweifelt
der Flughafenbetreiber seine
entstandene Überkapazität
ramschartig auf den Markt zu

schmeißen versucht. Es ist zu
bezweifeln, dass der von Fra-
port entwickelte Shopping-
Parcours von dieser neuen
Zielgruppe profitiert.“ BIL-
Sprecherin Wagner: „Mehr
noch, dieses Vorgehen löst ei-
nen Unterbietungswettbe-
werb bei den Abfertigungsge-
bühren aus. Denn wie auch
schon verlautet, werden die

etablierten Airlines es sich
nicht bieten lassen, dass ihr
neuer Wettbewerber mit
Konditionen geködert wird,
die für sie nicht gelten. Eine
Gebührenordnung, die die
Lärmkomponente berück-
sichtigt, dürfte nun hinfällig
sein.“ Befürchtungen kom-
men auch von Andreas
Schneider, Fraktionschef der
Offenbacher SPD: „Die Belas-
tung durch Fluglärm darf
nicht noch dadurch erhöht
werden, dass Billigfliegern

Sonderbedingungen in
Frankfurt eingeräumt wer-
den.“ SPD-Landeschef Thors-
ten Schäfer-Gümbel stichelt
unterdessen, er habe sich bis-
lang nicht vorstellen können,
dass ausgerechnet der Grü-
nen-Politiker Al-Wazir einem
Gebührenmodell zustimmt,
„das dafür sorgt, dass man
künftig für 9,99 Euro nach

Mallorca fliegen kann“. „Rya-
nair ist bekannt dafür, die
Konditionen mit den Flughä-
fen knallhart zu verhandeln.
Deswegen kann ich mir im
Augenblick nicht vorstellen,
dass die Gesellschaft tatsäch-
lich akzeptiert hat, dass ihre
Gebührennachlässe in drei
Jahren auslaufen“, so Schä-
fer-Gümbel.

Und die Grünen? Sie sind
belustigt über das, was der
von ihnen gestellte Verkehrs-
minister genehmigen soll.

Zudem spotten Vertreter des
kleiner Koalitionspartners in
Wiesbaden, Fraport habe bis-
lang noch der Porsche unter
den Flughäfen sein wollen,
„heute ist man mit einem
Lada zufrieden“.

Die Linkspartei erklärt, Fra-
port habe mit falschen Prog-
nosen den Bau der neuen Lan-
debahn und des Terminals 3
durchgesetzt, nun fülle der
Flughafen die freien Kapazi-
täten mit „Dumpingflie-
gern“. Janine Wissler, Frakti-
onschefin der Linkspartei im
Landtag, fordert Al-Wazir auf,
die Rabatte für Ryanair nicht
einfach durchzuwinken:
„Nachlässe für Billigflieger
sind weder ökologisch noch
sozial verantwortbar.“ Rya-
nair sei berüchtigt dafür, sei-
ne Mitarbeiter und Kunden
schlecht zu behandeln, so
Wissler. Solch „unlautere
Konkurrenz“ nach Frankfurt
zu holen, sei ein Schlag ins
Gesicht der Beschäftigten der
anderen Airlines und der
Dienstleister am Boden, an
die der durch Ryanairs Dum-
pingmethoden ausgelöste
Druck weitergegeben werde.

Was in der Diskussions-
schlacht wenig überrascht:
FDP und CDU begrüßten das
Anwerben von Ryanair, wo-
mit Ryanair Schwarz-Grün
ebenso entzweit hat wie die
Opposition im Landtag.

Bürgerinitiativen sind sauer: In-
grid Wagner warnt vor zusätzli-
chem Fluglärm. � Foto: Georg

Thorsten Schäfer-Gümbel: Dank
„grüner“ Luftverkehrspolitik für
9,99 Euro nach Malle. � Foto: dpa

Fraport steht vor vielen großen Baustellen
Flughafenbetreiber erwartet Rekordgewinn – 2017 wird der Konzern das aber kaum wiederholen können

FRANKFURT � Fraport erwartet
in diesem Jahr einen Rekord-
gewinn von bis zu 440 Millio-
nen Euro. Doch der ist we-
sentlich auf Sondergewinne
zurückzuführen, die 2017
nicht mehr anfallen. Eine
richtige Wachstumsstory
fehlt dem MDax-Konzern, der
mehrheitlich vom Land Hes-
sen und der Stadt Frankfurt
kontrolliert wird. Dafür
droht jede Menge Ärger mit
der Stammkundschaft Luft-
hansa und Co. Ein Überblick
über die Baustellen der Fra-
port:

� LAHMENDE AUSLANDSBE-
TEILIGUNGEN: Von neun Fra-
port-Flughäfen weltweit ha-
ben fünf in den ersten neun

Monaten des Jahres sinkende
Passagierzahlen gemeldet.
Vor allem auf politische Ent-
wicklungen ist dies im türki-
schen Antalya und in St. Pe-
tersburg zurückzuführen. An
dem von Fraport maßgeblich
entwickelten russischen
Flughafen ist es gelungen, ei-
nen Zehn-Prozent-Anteil mit
einer deutlich zweistelligen
Rendite an den Staatsfonds
von Katar weiterzugeben.
Fraport bleibt dort aber Be-
treiber und Eigner von 25
Prozent und ist so weiter da-
von abhängig, ob Putin sein
Land aus der wirtschaftlichen
Isolation führen will. In der
Türkei schrecken Erdogan-
Regime und Terror unverän-

dert westliche Touristen ab,
während immerhin die tür-
kisch-russischen Unstimmig-
keiten ausgeräumt sind und
die russischen Touristen lang-
sam zurückkommen.

� STREIT UM BILLIGFLIEGER:
Ans Fraport-Heimatdreh-
kreuz Frankfurt kommen in
diesem Jahr weniger Passa-
giere als im Vorjahr. Gründe
für den ersten Rückgang seit
der Finanzkrise 2009 sind
auch hier die geopolitische
Lage und die Terrorangst vor
allem asiatischer Touristen.
Zudem lahmt das Drehkreuz-
Geschäftsmodell der Lufthan-
sa. Fraport-Chef Stefan Schul-
te will daher auch den einhei-
mischen Markt besser abde-

cken und ein relevantes Bil-
ligflieger-Angebot aufbauen.
Nun soll Ryanair helfen,

� KNAUSERIGE PASSAGIERE:
Es kommen nicht nur weni-
ger Passagiere in die Termi-
nals, sie geben dort auch we-
niger aus. Fraport ist an sei-
ner Heimatbasis im hohen
Maß von den Umsätzen der
Einzelhändler abhängig. Pro
Passagier blieben in den ers-
ten neun Monaten nur noch
3,38 Euro (Vorjahr: 3,49 Euro)
beim Flughafenbetreiber
hängen. Gäste aus Asien ha-
ben wegen der Terrorgefahr
ihre Europareisen gestrichen.
Die verbliebenen Chinesen
leiden wie die Russen unter
der Abwertung ihrer Landes-

währung gegenüber dem
Euro. Hohe Anlaufkosten ver-
ursacht zudem eine Marke-
ting-Plattform für die Flugha-
fenhändler im Internet.

� GRIECHENLAND: Die Fra-
port-Regionaltochter in Grie-
chenland befindet sich auf
der Zielgeraden eines Ver-
handlungs-Marathons: Bis
Ende Februar 2017 soll sie
alle 14 bislang staatlichen Re-
gionalflughäfen überneh-
men, auf die man sich mit der
griechischen Regierung geei-
nigt hatte. Im ersten Jahr sol-
len 200 Millionen Euro umge-
setzt werden, ein Gewinn
werde aber nicht erzielt.

� ZÖGERLICHE INVESTITION:
Frankfurt ist nicht der Flug-

hafen Berlin-Brandenburg,
doch auch am Main brauchen
Flughafengebäude lange Pla-
nungszeiten. Wohl auch we-
gen der mageren Passagier-
entwicklung hat es Fraport
mit dem bereits begonnenen
Terminal 3 nicht mehr beson-
ders eilig. Man nimmt sich
mehr Zeit für die Planung,
weil bei einer Kapazität von
14 Millionen Passagieren erst
einmal Mieter gefunden wer-
den müssen. Das entspricht

immerhin der jährlichen Pas-
sagierzahl des Flughafens
Hamburg, der deutschen
Nummer fünf. Ein Low-Cost-
Terminal solle nicht entste-
hen, sagt Schulte. Die Eröff-
nung des umstrittenen Ge-
bäudes soll nun im Jahr 2023
stattfinden. Die Lufthansa
Cargo hat den Bau ihres neu-
en Frachtzentrums wegen
des schwächelnden Geschäfts
auf unbestimmte Zeit ver-
schoben. � dpa

Auch Frankfurt meldet zurückgehende Passagierzahlen. � Foto: dpa

Sondertarif
für Ryanair
vor Gericht

KARLSRUHE � Angebliche Ver-
günstigungen für Ryanair am
Flughafen Lübeck haben ges-
tern bereits zum zweiten Mal
den Bundesgerichtshof (BGH)
beschäftigt. Der inzwischen
14 Jahre andauernde Rechts-
streit geht zurück auf eine
Klage des Konkurrenten Air
Berlin, der Flüge ins nahe ge-
legene Hamburg im Pro-
gramm hat. Die Fluggesell-
schaft will die Hansestadt Lü-
beck zwingen, die gewährten
Vorteile offenzulegen. Air
Berlin hält die Leistungen für
unzulässige staatliche Beihil-
fen, die Ryanair zurückerstat-
ten soll. Der Fall wird da-
durch verkompliziert, dass es
am Lübecker Flughafen nach
zwei Insolvenzen gar keinen
Linienflugbetrieb mehr gibt.
Ryanair hatte sich im Juli
2014 zurückgezogen. Wegen
des Verdachts der Beihilfen
hatte die EU-Kommission be-
reits 2007 ein Prüfverfahren
eröffnet, es gibt aber bis heu-
te keine Entscheidung. In
Karlsruhe geht es im Wesent-
lichen um die Frage, ob die
Stadt trotzdem zumindest
schon einmal die Fakten auf
den Tisch legen muss. � dpa

Nebel in
Hahn soll

sich lichten
MAINZ � Die Kandidaten für
konkrete Verhandlungen
zum Kauf des Flughafens
Hahn sollen nach Angaben
der rheinland-pfälzischen
Landesregierung in etwa
zwei Wochen feststehen.
„Wir reden über 14 bis 17
Tage“, sagte Innenminister
Roger Lewentz (SPD) gestern
vor dem Landtags-Innenaus-
schuss in Mainz. „Wir wollen
einen Flugbetrieb, die Ange-
bote geben das auch her.“

Sechs Bieter sind noch im
Rennen, alle haben die Si-
cherheitsleistung von einer
Viertelmillion Euro hinter-
legt. Bis in rund zwei Wochen
sollen die Angebote unter die
Lupe genommen werden. Der
defizitäre Flughafen gehört
zum Großteil Rheinland-
Pfalz, ein kleiner Teil gehört
Hessen. Unter den sechs Bie-
tern seien Firmen aus dem
deutschen Raum, aus dem
Ausland und mit deutscher
und ausländischer Beteili-
gung, sagte Lewentz.

Der Kaufpreis wird mögli-
cherweise nicht das einzige
Kriterium für die Auswahl
des Käufers sein. Die rhein-
land-pfälzische Landesregie-
rung hatte betont, dass die
EU beim Verkauf öffentlicher
Unternehmen den Zuschlag
für den Meistbietenden ver-
langt. Die Kommission er-
klärte allerdings zuletzt, dass
ein öffentlicher Verkäufer in
bestimmten Fällen einzelne
Elemente der Geschäftspläne
der Bieter berücksichtigen
könne – dann, wenn die künf-
tige Tätigkeit des Geschäfts
für einen Verkäufer von Be-
lang sei. Offen ist, ob die EU-
Kommission damit auf den
Flugbetrieb als Kriterium an-
spielt. CDU-Oppositionsche-
fin Julia Klöckner wies ges-
tern darauf hin, dass die SPD-
geführte Regierung beim Ver-
kauf des insolventen Nür-
burgrings ein Gesetz auf den
Weg brachte, das den öffentli-
chen Zugang sicherstellt.
Dort sei es nicht nur um die
Kaufpreishöhe gegangen. Der
Berater der Landesregierung,
Martin Jonas von der Firma
Warth & Klein Grant Thorn-
ton, hatte erklärt, für ihn sei
neben dem Kaufpreis auch
die Sicherheit einer Transak-
tion wichtig.

Der geplante Start von
Ryanair am Flughafen Frank-
furt hat nach Ansicht von Le-
wentz keine Folgen für den
Airport Hahn, wo Ryanair
Platzhirsch ist. Die Fluggesell-
schaft hatte vor einigen Wo-
chen einen neuen Fünf-Jah-
res-Vertrag mit dem Flugha-
fen Hahn geschlossen. Klöck-
ner sieht die Pläne in Frank-
furt mit Sorge: „Ryanair fliegt
nun von Luxemburg, von
Köln/Bonn und Frankfurt ab.
Das sind alles Einzugsgebiete
für den Hahn und somit neue
Konkurrenten“, teilte die
CDU-Landeschefin mit. � dpa

„Kaufangebote erlauben
einen Flugbetrieb“


